Sehr geehrte Frau Abgeordnete [Name] / Sehr geehrter Herr Abgeordneter [Name],
 
ich schreibe Ihnen heute in großer Sorge als meinem/meiner Bundestagsabgeordneten. 

Hintergrund sind die aktuellen Diskussionen über Einsparungen, Deckelung oder Pauschalierungen in der Eingliederungshilfe, die im Rahmen von Sparvorschlägen (vgl. Petition 195716) diskutiert werden. Ich habe ein Kind mit Behinderung/habe selbst eine Behinderung/etc. Diese drohenden Kürzungen machen mir Angst.

Die Eingliederungshilfe ist kein freiwilliger Zuschuss, sondern ein essenzielles Instrument, das Menschen mit Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben und gleichberechtigte Teilhabe ermöglicht. Kürzungen in diesem Bereich bedeuten für viele Betroffene den Verlust von Assistenzen, Teilhabe am Arbeitsleben oder sozialer Integration. Und die Kürzungen treffen nicht nur die Menschen mit Behinderung, sondern ganze Familien, die durch die anstrengende 24/7 Pflege eines Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf sowieso schon an sämtlichen Grenzen sind. 

Ich fordere Sie daher eindringlich auf:
1. Keine Änderungen am SGB IX vorzunehmen, die zu Leistungskürzungen führen.
1. Die UN-Behindertenrechtskonvention endlich ernst zu nehmen, die Deutschland seit der Ratifizierung 2009 ausdrücklich verpflichtet, das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben und 
die Einbindung in die Gemeinschaft zu sichern (Artikel 19 der UN-BRK).
1. Die Petition 195716 („Keine Kürzungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung“) im Bundestag zu unterstützen. 

Im Grundgesetz, Art. 3 Abs. 3 Satz 2, steht: „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.” Leistungskürzungen, die gezielt Menschen mit Behinderungen treffen, stehen dazu in direktem Widerspruch und sind mit meinem Verständnis von Inklusion und sozialer Verantwortung nicht vereinbar.

Ich bitte Sie um eine Stellungnahme, wie Sie sich im Bundestag zu diesem Thema positionieren.

Mit freundlichen Grüßen aus XY,
[Dein Name]
[Deine Adresse]
 
